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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Mit einem Postulat Stockli (sp, BE) wurde vom Bundesrat ein Bericht zu den
Auswirkungen der fortschreitenden Urbanisierung auf das kulturelle Angebot und die
Kulturférderung in der Schweiz gefordert. In Kooperation mit den Kantonen, Stéadten
und Gemeinden soll ein Uberblick iiber die Entwicklungen der vergangenen Jahre
gegeben und der Beitrag der Kulturférderung zur Verbesserung und Wahrung des
Austausches zwischen unterschiedlichen Funktionalrdumen sowie kulturellen
Ausdrucksformen aufgezeigt werden. Der Bundesrat hatte an diesem Anliegen nichts
auszusetzen, da es seines Erachtens relevante Fragen aufgreife, die in direktem
Zusammenhang mit der Kulturférderung und dem Anliegen der Kulturbotschaft stiinden
und beantragte daher die Annahme des Vorstosses. Dieser Aufforderung kam der
Standerat in der Herbstsession 2019 stillschweigend nach. '

Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit seiner Motion brachte Standerat Hans Altherr (fdp, AR) in der Woche nach Annahme
des Burkaverbots im Kanton Tessin die Einflihrung eines Toleranzartikels erneut auf die
politische Agenda. In Anlehnung an eine kurz nach Annahme der Minarettinitiative von
zwei Rechtsprofessoren gedusserte Idee verlangte Altherr eine Ergédnzung des
Verfassungsartikels zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, welche
Religionsgemeinschaften dazu auffordern wirde, "ihr Auftreten im 6ffentlichen Raum
auf ein allgemein vertrégliches Mass" zu reduzieren. Gemass den beiden Juristen ware
die Betonung der Religionsfreiheit versehen mit einem Gebot auf Ricksichtnahme
zielfuhrender als "diskriminierende und unverhéaltnisméassige" Artikel. Noch vor der
Beratung der Motion im Standerat dusserten freikirchliche Gruppierungen Bedenken,
dass der Toleranzartikel das Aufhangen von Kruzifixen in 6ffentlichen Schulen und
Universitaten verbieten koénnte. Der Bundesrat zeigte Verstandnis fur die Motion,
erachtete es jedoch als zwingend, dass die Religionsgemeinschaften den Impuls flr
eine Verfassungsanderung geben wuirden. Bei diesen Akteuren bestiinde im Moment
jedoch kein Konsens, weswegen der Bundesrat die Motion ablehnte. In der kleinen
Kammer verlangte ein Ordnungsantrag Stockli (sp, BE) die Rlckweisung an die
Kommission, um das allgemein formulierte Anliegen unter Beiziehen von Staats- und
Kirchenrechtlern zu beraten. Nach vier ablehnenden Voten aus den Reihen der CVP,
FDP und GLP unterlag der Ordnungsantrag deutlich, worauf der Motionéar sein Anliegen
zurlickzog. Altherr sah durch die abgelehnte Rickweisung an die Kommission sein Ziel
verhindert, eine breite Diskussion zum Thema zu flhren, um so einer mdglichen
Vermummungsverbots-Initiative zuvorzukommen. 2

In der ersten Woche der Sommersession 2018 wurde die Motion Quadri (lega, TI) auch
vom Standerat behandelt. Robert Cramer (gp, GE) wies in seiner Funktion als
Kommissionssprecher den Rat darauf hin, dass ein Kommissionsmitglied seit der
Veroffentlichung  des  Kommissionsberichtes im  April ~ offensichtlich  eine
Positionsanderung vollzogen habe. Wahrend sich die RK-SR in ihrem Bericht noch mit
10 zu O Stimmen bei einer Enthaltung geschlossen fir die Ablehnung der Motion
ausgesprochen hatte, beantragte nun Standerat Minder (parteilos, SH) - er hatte sich
zuvor noch der Stimme enthalten - mittels eines Einzelantrags die Annahme derselben.
Als Antrieb des Meinungswechsels fuhrte Minder die jlungst erteilte Baubewilligung zum
Bau der Aksa-Moschee in seinem Heimatkanton Schaffhausen an, welche von ihm selbst
auch als neustes «Sorgenkind» im Rahmen dieses Vorstosses betitelt wurde. Die
Kantonsbevolkerung habe ob diesem Grossprojekt grosse Bedenken und es herrsche
eine weitlaufige Aufregung, nicht nur aufgrund der Bedenken hinsichtlich einer
zunehmenden Islamisierung, sondern auch weil sich vermehrt die Frage nach der
Finanzierung des Projektes aufdrange - folglich die gleiche Frage, wie sie von der
angefuhrten Motion aufgegriffen werde. Die Diskrepanz zwischen den von der
Bauherrschaft angegebenen und von externen Bauexperten geschétzten Kosten sei
dermassen frappant, dass sich der Vorstand des Turkisch-Islamischen Vereins genoétigt
gesehen habe, einen offentlichen Informationsanlass zu veranstalten, um der sowohl
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medial als auch in der Bevolkerung geschurten Debatte Einhalt zu gebieten. Laut Minder
seien Grossmoscheen in der Schweiz definitiv ein heikles Thema, nicht zuletzt auch seit
der Schliessung der An-Nur-Moschee in Winterthur. Zudem zeige der Umstand, dass
die Motion von einem Tessiner Volksvertreter eingereicht wurde, dass sich das Problem
mittlerweile auf mehrere Kantone ausgeweitet habe. Wenn man die Bedenken der
Bevolkerung nicht ernst nehme, sei es lediglich noch eine Frage der Zeit, bis diese eine
entsprechende Volksinitiative lancieren werde. Diese wirde dann entweder
Grossmoscheen génzlich verbieten oder die Forderung der vorliegenden Motion eines
Verbots der Auslandsfinanzierung islamischer Gebetsstatten in der Schweiz sowie
einer Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel aufgreifen. Daher bat
Minder den Stédnderat, es dem Nationalrat gleichzutun und die Motion anzunehmen.

Der Standerat kam dieser Bitte aber nicht nach und lehnte den Vorstoss mit 29 zu 7
Stimmen bei 4 Enthaltungen ab. Offensichtlich hatten die abschliessenden Worte von
Bundesratin Sommaruga zu diesem Thema eine grossere Uberzeugungskraft als jene von
Sténderat Minder. Mit dem Verweis, dass sie mit dem genannten Projekt in
Schaffhausen nicht vertraut sei und entsprechend keine Stellung dazu nehmen kénne,
bat sie Stdnderat Minder, dennoch eine klare Trennlinie zwischen dem Bau einer
Moschee und den Uberlegungen zur Verhinderung von Terrorismusfinanzierung zu
ziehen. Wenn jeder Moscheebau mit dem Generalverdacht der Terrorismusfinanzierung
einhergehe, sei dies weder ein Dienst an den hiesigen Behdrden, die sich effektiv mit
dieser Problematik auseinandersetzten, noch ermogliche dies der muslimischen
Gemeinschaft, ihre Gebetskultur in der Schweiz zu pflegen. Mit dem Nationalen
Aktionsplan zur Verhinderung und Bekdmpfung von Radikalisierung und gewalttatigem
Extremismus seien genau solche Fragen mit Nachdruck diskutiert worden und man
habe sich Uber die verschiedenen Staatsebenen auf 26 Massnahmen mit
entsprechenden  Zustandigkeiten  geeinigt, deren  Umsetzung nun  vom
Sicherheitsverbund Schweiz in Angriff genommen werde. Die Bundesratin erlauterte
dem Plenum, dass sie am Vorabend der Debatte an einer DiplomUbergabe im Rahmen
einer Weiterbildung flr religidse Betreuungspersonen an der Universitat Bern
teilgenommen habe und dort auf einen regen Austausch zwischen verschiedenen
Religionsgruppen gestossen sei. Dies zeige ihr auf, wie man religiose Betreuung in
gewlnschter Weise sicherstellen kdnne: interreligios und in gegenseitigem Respekt vor
den unterschiedlichen Religionen. Es gelte folglich, solche Bestrebungen zu
unterstlitzen; und nicht etwa eine Motion, die einfach generell etwas sage und damit
ganze Religionsgemeinschaften unter Generalverdacht stelle. *

Urheberrecht

Knapp drei Monate nach Einreichung wurde in der Wintersession 2015 ein Postulat
Stockli (sp, BE), das im Vorfeld der Vernehmlassung zur Urheberrechtsrevision einen
Bericht zur Verankerung einer flexibleren Kollektivverwertung im Urheberrecht
einforderte, zurlickgezogen. Der Bericht hatte aufzeigen sollen, inwiefern eine
zusatzliche Regelung fur eine «erweiterte Kollektivlizenz» die beiden aktuell
bestehenden Moglichkeiten einer freiwilligen und obligatorischen Kollektivlizenz in der
Schweiz ergéanzen kénnte. Die Beschréankung auf die beiden bestehenden Instrumente
sei laut Postulant insofern problematisch, da zum einen die freiwillige Lizenz auf die
Mitglieder der Verwertungsgesellschaften beschrankt sei und somit keinen
vollstandigen Rechteerwerb garantiere. Zum anderen sei die obligatorische Lizenz
verhaltnismassig rigide und kénne sich daher nur schwer an einen raschen Wandel der
Werknutzungen anpassen. Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt,
jedoch nur, weil er die Relevanz und den Nutzen eines zusatzlichen Instrumentes fur
durchaus sinnvoll erachtete und daher die Frage einer «erweiterten
Kollektivverwertung» im Rahmen der Vernehmlassung darlegen wollte, womit das
Anliegen des Postulats erfillt und ein zuséatzlicher Bericht nicht mehr vonnéten wére.
Diese fur Hans Stockli dusserst erfreuliche Ruckmeldung war Anlass genug, nicht mehr
am Vorstoss festzuhalten. *
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